
er mit einer Aufdeckung seiner Manipulationen zum 
Nachteil des sozialistischen Eigentums mit hoher 
Wahrscheinlichkeit rechnen muß und evtl. Mittäter 
sich weigern, weiterhin an der Verschleierung der 
strafbaren Handlungen mitzuwirken.

— Die Wiedergutmachung des Schadens geschieht auf 
eigene Initiative des Täters noch vor der Hauptver­
handlung, und der Täter hat dazu erhebliche An­
strengungen unternommen, hat z. B. zusätzliche Ar­
beiten übernommen, um zu einem höheren Einkom­
men zu kommen, oder vorhandene Vermögenswerte 
veräußert, um den Schaden begleichen zu können.

In Ziff. I 5 des Plenarbeschlusses vom 3. Oktober 1973 
wird aber darauf hingewiesen, daß bei Angriffen gegen 
das sozialistische Eigentum auch bei Schäden unter 
3 000 M gegen Ersttäter eine Freiheitsstrafe ausgespro­
chen werden kann, wenn der Täter vielfach oder raffi­
niert oder rücksichtslos handelte. In einem solchen Ver­
halten kann eine schwerwiegende Mißachtung der ge­
sellschaftlichen Disziplin erblickt werden. Der Plenar- 
beschluß macht damit deutlich, daß die objektive Schäd­
lichkeit der Angriffe gegen das sozialistische Eigentum 
nicht allein durch die Höhe des verursachten Schadens 
bestimmt wird.
Im konkreten Fall kann die Art und Weise der Tat­
begehung große Bedeutung für die objektive
Schädlichkeit der Tat und damit für die Tat­
schwere haben. Hier ist vor allem an die Fälle 
gedacht, bei denen Täter z. B. große Anstrengungen 
zur Überwindung von Eigentumssicherungen unter­
nehmen. Dabei kommen nicht nur physische, sondern 
auch psychische Anstrengungen, wie komplizierte und 
raffinierte Fälschungen, Täuschungshandlungen und 
ähnliches, in Betracht. Auch ein besonders rücksichts­
loses Handeln des Täters ist zu berücksichtigen, z. B. 
wenn es in einer Gefährdung wesentlich größerer volks­
wirtschaftlicher Werte bei der Tatausführung oder in 
besonders schädlichen Folgen der Tat seinen Ausdruck 
findet.
Besondere Pflichten des Täters zum Schutz des sozia­
listischen Eigentums können ebenfalls mit dazu führen, 
daß sich die Tatschwere erhöht und deshalb der Aus­
spruch einer Freiheitsstrafe in Erwägung zu ziehen ist. 
Es ist hier an Täter gedacht, denen besondere Pflichten 
zur Sicherung des sozialistischen Eigentums obliegen, 
ohne daß sie Subjekt des Vertrauensmißbrauchs gemäß 
§ 165 StGB zu sein brauchen.
Teilweise werden die objektive Schädlichkeit und der 
Grad der Schuld unter bestimmten Umständen durch 
eine Vielzahl von Einzelhandlungen erheblich erhöht. 
Es ist jedoch zu beachten, daß nicht in jedem Fall be­
reits eine Vielzahl von Einzelhandlungen den Ausspruch 
einer Freiheitsstrafe erforderlich macht. Das wird z. B. 
der Fall sein, wenn die Einzelhandlungen jeweils von 
geringer Tatschwere sind und die Handlungen insge­
samt unter Berücksichtigung aller anderen objektiven 
und subjektiven Tatumstände keine erhebliche Tat­
schwere ergeben. Dieses Anliegen wird an folgenden 
Beispielen deutlich:
Ein Büffetier — also ein Verantwortlicher für einen Haf­
tungsbereich — hat über eine lange Zeit Straftaten 
gegen das sozialistische Eigentum begangen, indem er 
durch Hunderte von Einzelhandlungen Genußmittel ent­
wendete, nicht nur für den Eigenbedarf während der 
Arbeitszeit, sondern auch zur Versorgung seiner Fa­
milie und Freunde. Solche Umstände rechtfertigen es, 
auch bei einer Schadenssumme von etwa 2 000 M eine 
Freiheitsstrafe auszusprechen.
Dagegen kann bei etwa der gleichen Schadenshöhe ein 
Mitarbeiter, z. B. eine Serviererin — also keine Verfü­
gungsberechtigte —, noch auf Bewährung verurteilt wer­

den, wenn die anderen objektiven und subjektiven Um­
stände dies zulassen, z. B. wenn die Täterin nicht vor­
bestraft ist oder nicht besonders raffiniert handelte. 
Zu einer fehlerhaften Einschätzung der Tatschwere 
kommt es, wenn einzelne Fakten bei der Beurteilung 
der objektiven Schädlichkeit oder des Grades der Schuld 
überbetont und nicht in das richtige Verhältnis zu allen 
anderen objektiven und subjektiven Tatumständen ge­
setzt werden.
So hatte ein Täter für den Bau eines Eigenheims von 
einem stillgelegten Krangleis Schienen entwendet. Das 
Kreisgericht sprach eine Freiheitsstrafe aus./2/
Bei der Beurteilung der Tatschwere war in diesem 
Verfahren zu beachten,
— daß der Täter annahm, das Gleis werde nicht mehr 

benutzt und sei vergessen worden,
— daß er sich in einer besonderen Situation befand, 

weil er trotz Baugenehmigung Schwierigkeiten in der 
Materialbereitstellung hatte,

— daß er den Schaden sofort wiedergutgemacht hat.
Damit war trotz der erheblichen Intensität (der Täter 
hatte die Tat mittels eines Schweißbrenners und eines 
Krans begangen) eine Verurteilung auf Bewährung 
möglich.

Bewertung der Wiedergutmachung des Schadens 
bei der Strafzumessung

Das letzte Beispiel wirft die Frage auf, welche Bedeu­
tung die vom Täter umgehend und freiwillig vorgenom­
mene Wiedergutmachung des Schadens für die Bestim­
mung der Art der auszusprechenden Strafe haben kann. 
Es wurde bereits darauf hingewiesen, daß unter Berück­
sichtigung der Schwere der konkreten Tat Umstände 
aus dem Persönlichkeitsbereich, die über die Fähigkeit 
und Bereitschaft des Täters Aufschluß geben, künftig 
seiner gesellschaftlichen Verantwortung gerecht zu wer­
den, die Strafzumessung mitbestimmen. Die Anstren­
gungen des Täters zur schnellstmöglichen Wiedergut­
machung des dem sozialistischen Eigentum zugefügten 
Schadens geben über diese Bereitschaft des Täters we­
sentlichen Aufschluß. Sie können in dem gekennzeich­
neten Bereich der Tatschwere bei Eigentumsdelikten 
mit dazu führen, daß eine Verurteilung auf Bewährung 
ausgesprochen wird.
Erfordert die Tatschwere den Ausspruch einer Frei­
heitsstrafe, so sind die Anstrengungen des Täters zur 
Wiedergutmachung des Schadens in der Regel bei der 
Festsetzung der Höhe der Strafe zu berücksichtigen. Er­
klärt sich der Täter mündlich oder schriftlich zur Wie­
dergutmachung des Schadens bereit, ohne daß er tat­
sächlich bereits Anstrengungen unternommen hat, um 
diese Verpflichtung zu erfüllen, oder leistet er die 
Zahlung in Raten, die keine besonderen Anstrengungen 
von ihm erfordern, so kann dies bei der Strafzumessung 
nicht besonders berücksichtigt werden.
Der 2. Strafsenat hat in einem Kassationsurteil hervor­
gehoben, daß nur b e s o n d e r e  Anstrengungen des 
Täters zur Wiedergutmachung des Schadens zu seinen 
Gunsten berücksichtigt werden können. Dabei ist es im 
Interesse des Schutzes des sozialistischen Eigentums 
erforderlich, an den Täter angemessene Anforderungen 
zu stellen. Im konkreten Fall wäre von dem Angeklag­
ten z. B. zu erwarten gewesen, daß er den Pkw, den er 
mit gestohlenem Geld erworben hatte, wieder ver­
äußert, um den Schaden zum frühestmöglichen Zeit­
punkt wiedergutzumachen./3/

nl Vgl. OG, Urteil vom 28. August 1973 - 2 Zst 16/73 - (NJ 
1973 S. 644).
/3/ Vgl. OG, Urteil vom 28. August 1973 - 2 Zst 18A3 - (NJ 
1973 S. 645).
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